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S C H W E R P U N K TN a c h h a l t i g e  L a n d -  u n d  E r n ä h r u n g s w i r t s c h a f t

I Von Guido Nischwitz 
n einem dynamischen Spannungsfeld von 
Globalisierungs- und Regionalisierungsten-

denzen verfügen die betroffenen Akteursgruppen 
über unterschiedliche Steuerungszugänge und 
Regelungsfähigkeiten. Neben klassischen Ak-
teursgruppen aus Wirtschaft (Agribusiness, Han-
delsunternehmen, Landwirte) und Politik/ Admi-
nistration (WTO, EU, Bund, Länder und Kommu-
nen) treten verstärkt gesellschaftspolitische 
Gruppen (NGOs, Kirchen und Agenda 21-Initiati-
ven) in Erscheinung. 
Klassische Regelungsmechanismen von Markt und 
Hierarchie erscheinen kaum in der Lage, entschei-
dende Schritte in Richtung einer nachhaltigen 
Land- und Ernährungswirtschaft einzuleiten. Ange-
sichts des Handlungsdrucks kommt es zur Entfal-
tung neuer Formen von wirtschaftlichen und sozi-
alen Steuerungs- und Entwicklungsansätzen. Dabei 
erfährt die lokale und regionale Ebene eine deut-
liche Aufwertung (vergleiche die Beiträge von Mo-
litor und Witzel/ Tischer in diesem Heft). Die 
beobachtbare Rückbesinnung auf regionale Wirt-
schaftskreisläufe, Produktions- und Konsumtions-
prozesse wird allerdings mit einer Vielzahl an ge-
genläufigen ökonomischen Entwicklungsprozes-
sen und hemmenden rechtlichen Rahmenbe - 
dingungen konfrontiert. 
Die fortschreitende Integration der Nahrungsmit-
telproduktion in internationale Handelsstrukturen 
hat eine weitreichende Auflösung gewachsener 
regionaler Wirtschaftskreisläufe zur Folge. Im Er-
nährungsgewerbe führt der räumliche und sekto-
rale Konzentrationspro zess in vielen Regionen zu 
einem Verlust an Weiterverarbeitungsstrukturen 
(zum Beispiel Schlacht stätten, Molkereien). Zu-
rückzuführen ist dieser Strukturwandel unter an-
derem auf den anhaltenden Verdrängungswettbe-
werb. Ein Beispiel ist der ruinöse Preiskampf auf 
dem deutschen Lebensmittelmarkt, der nach dem 
Markt eintritt des US-Handelsriesen WalMart weiter 
forciert wird. Darüber hinaus hat die deutsche 

und europäische Agrarpolitik in den letzten Jahr-
zehnten bewusst eine sogenannte Strukturbereini-
gung zu Lasten kleinerer Wirtschaftsstrukturen 
betrieben.
Sowohl im Ernährungshandwerk als auch im 
Lebensmittel-Einzelhandel führt der Trend zur 
Filialisierung und zu Produkten mit hohem Ver-
arbeitungsgrad zur Zentralisierung der Warenbe-
schaffung und Lieferbeziehungen. Der damit 
verbundene Rückgang an selbständigen Verar-
beitern und Einzelhändlern entzieht der nachhal-
tigen Regionalisierung mögliche Marktpartner. 
So beziehen bezeichnenderweise die Öko-Han-
delsmarken (zum Beispiel Füllhorn des Rewe-
Konzerns) ihre Produkte auf den globalen Märk-
ten (1).
Der verschärfte Wettbewerb auf den Nahrungs-
mittelmärkten bieten allerdings auch Chancen 
für eine nachhaltige Regionalisierung von Land- 
und Ernährungswirtschaft. Die wachsenden An-
forderungen der Verbraucher an eine durchgän-
gige Qualitätssicherung und Herkunftsgarantie 
bietet Anknüpfungspunkte für eine regional 
nachvollziehbare Profilierungsstrategie. 
Eine Analyse zentraler politisch-rechtlicher 
Rahmenbedingungen (2) hat aufgezeigt, dass 
eine nachhaltige Regionalisierung von Produk-
tion und Vermarktung bislang vor allem hem-
menden Einflussgrößen unterliegt. Hier lassen 
sich unter anderem das deutsche Investitions-
förderprogramm „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ oder das EU-Lebensmittel- 
und Hygienerecht anführen. 
Fördernde Faktoren sind häufig nur auf Neben-
effekte von Rechtsvorschriften und Fördersys-
teme zurückzuführen. Die wenigen auf eine Öko-
logisierung und Regionalisierung ausgerichteten 
Programme weisen entweder einen begrenzten 
Regelungsraum oder eine zu geringe finanzielle 
Ausstattung auf. 
Insbesondere mit dem Agenda 2000 Reformpa-
ket hat die EU die Chance für eine umfassende 

Neuorientierung der gemeinsamen Agrar- und 
Strukturpolitik vertan. Es fehlt weiterhin an einer 
integrierten Gesamtkonzeption, die die traditio-
nellen Zielkonflikte überwindet und langfristige 
Perspektiven für die Land- und Ernährungswirt-
schaft eröffnet. 
Dennoch gibt es seitens der EU wichtige Impulse 
für eine nachhaltige Entwicklung des Wirtschafts-
lebens und von Regionen. Positive Handlungsan-
sätze ergeben sich aus den modifizierten EU-
Strukturfonds und Gemeinschaftsinitiativen wie 
LEADER+. Besondere Bedeutung erlangt die Ver-
ordnung zur „Förderung des ländlichen Raumes“. 
Als sogenannte zweite Säule der EU-Agrarpolitik 
zielt sie auf eine Integration von Agrarstruktur-, 
Umwelt- und Regionalpolitik. Mit einem jährlichen 
Finanzvolumen von 4,34 Milliarden Euro macht 
sie allerdings nur zehn Prozent des gesamten 
Agrarhaushaltes aus.
Inwieweit diese Ansätze in die Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der Agrarstruktur“ (GAK) 
und in die regionalen Entwicklungsprogramme 
der Bundesländer Eingang finden, bleibt abzu-
warten. In der Vergangenheit hat das deutsche 
Fördersystem wichtige Impulse und Rahmenvor-
gaben der EU zum Teil nur unzureichend aufge-
nommen. So zeugt die Neuaufnahme des Förder-
grundsatzes „Regionale Verarbeitung und Ver-
marktung“ noch nicht von einer grundlegenden 
Neuorientierung der GAK. 
Es bleibt abzuwarten, ob die partiellen Bemü-
hungen der europäischen und deutschen Politik 
in Richtung einer nachhaltigen Land- und Ernäh-
rungswirtschaft in einer neuen inhaltlichen Posi-
tionierung oder in einer Spielwiese für Nachhal-
tigkeit münden werden.
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Einflussfaktoren auf eine nachhaltige Regionalisierung von Land- und Ernährungswirtschaft

Hemmnisse überwiegen
Mit dem Ziel Nachhaltigkeit muss sich die Land- und Ernährungswirtschaft stär-
ker an den Anforderungen einer umweltgerechten Landnutzung und Wirtschafts-
weise, der Sicherung von Einkommen und Arbeitsplätzen sowie einer adäquaten 
Partizipation orientieren. Die Gestaltungsspielräume sind allerdings von zahlrei-
chen wirtschaftlichen und politisch-rechtlichen Rahmenbedingungen abhängig. 
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